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 3. auf diese Vorauszahlungen sind anzurechnen: 

 a) die Guthaben der Mitgliedstaaten in Höhe des bereinigten Betrags von 1.025.092 Dollar, die 
sich aus den 1959 und 1960 vorgenommenen Übertragungen von dem Überschusskonto an den Betriebs-
mittelfonds ergeben; 

 b) die von den Mitgliedstaaten gemäß Resolution 66/250 der Generalversammlung vom 
24. Dezember 2011 vorgenommenen Barvorauszahlungen an den Betriebsmittelfonds für den Zweijahres-
zeitraum 2012-2013; 

 4. sollte die Summe der Guthaben und der Vorauszahlungen eines Mitgliedstaats an den Be-
triebsmittelfonds für den Zweijahreszeitraum 2012-2013 die Höhe der von dem Mitgliedstaat nach Ziffer 2 
zu leistenden Vorauszahlung übersteigen, wird der Mehrbetrag auf die von dem Mitgliedstaat für den Zwei-
jahreszeitraum 2014-2015 zu entrichtenden Beiträge angerechnet; 

 5. der Generalsekretär wird ermächtigt, folgende Beträge aus dem Betriebsmittelfonds vorzufi-
nanzieren: 

 a) die Beträge, die erforderlich sind, um bis zum Eingang der Beiträge die Mittelbewilligungen 
zu finanzieren; diese Vorschüsse sind zurückzuerstatten, sobald Einnahmen aus Beiträgen dafür verfügbar 
werden; 

 b) die Beträge, die zur Finanzierung von Verpflichtungen erforderlich sind, die aufgrund der Re-
solutionen der Generalversammlung, insbesondere Resolution 68/249 vom 27. Dezember 2013 über unvor-
hergesehene und außerordentliche Ausgaben für den Zweijahreszeitraum 2014-2015, ordnungsgemäß ge-
nehmigt sind; der Generalsekretär stellt die für die Rückerstattung an den Betriebsmittelfonds erforderli-
chen Mittel in den Haushaltsvoranschlag ein; 

 c) die erforderlichen Beträge für die Weiterführung des revolvierenden Fonds zur Finanzierung 
verschiedener sich selbst liquidierender Anschaffungen und Aktivitäten, sofern sie zusammen mit den für 
denselben Zweck noch ausstehenden Nettobeträgen 200.000 Dollar nicht übersteigen; mit vorheriger Zu-
stimmung des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen können Vorschüsse über den 
Gesamtbetrag von 200.000 Dollar hinaus geleistet werden; 

 d) mit vorheriger Zustimmung des Beratenden Ausschusses die Beträge, die für die Vorausbezah-
lung von Versicherungsprämien erforderlich sind, wenn sich die Versicherungsperiode über den Zweijah-
reszeitraum hinaus erstreckt, in dem die Zahlung vorgenommen wird; während der Laufzeit der betreffen-
den Versicherungspolicen stellt der Generalsekretär die Mittel zur Deckung der in jedem Zweijahreszeit-
raum fälligen Zahlungen in den Haushaltsvoranschlag für den betreffenden Zweijahreszeitraum ein; 

 e) die Beträge, die erforderlich sind, damit der Steuerausgleichsfonds bis zum Eingang der erwar-
teten Mittel seinen laufenden Verpflichtungen nachkommen kann; diese Vorschüsse sind zurückzuzahlen, 
sobald die entsprechenden Mittel im Steuerausgleichsfonds verfügbar sind; 

 6. reicht der in Ziffer 1 vorgesehene Betrag für die Erfüllung der normalen Aufgaben des Be-
triebsmittelfonds nicht aus, so wird der Generalsekretär ermächtigt, während des Zweijahreszeitraums 
2014-2015 Mittel aus den von ihm verwalteten Sonderfonds und Sonderkonten, zu den von der Generalver-
sammlung in ihrer Resolution 1341 (XIII) vom 13. Dezember 1958 gebilligten Bedingungen, oder aus dem 
Erlös von Anleihen, die von der Versammlung genehmigt wurden, heranzuziehen. 

RESOLUTION 68/251 

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 27. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/673, Ziff. 6). 

68/251. Konferenzplanung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre einschlägigen Resolutionen, namentlich die Resolutionen 40/243 vom 
18. Dezember 1985, 41/213 vom 19. Dezember 1986, 43/222 A bis E vom 21. Dezember 1988, 51/211 A 
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bis E vom 18. Dezember 1996, 52/214 vom 22. Dezember 1997, 53/208 A bis E vom 18. Dezember 1998, 
54/248 vom 23. Dezember 1999, 55/222 vom 23. Dezember 2000, 56/242 vom 24. Dezember 2001, 
56/254 D vom 27. März 2002, 56/262 vom 15. Februar 2002, 56/287 vom 27. Juni 2002, 57/283 A vom 
20. Dezember 2002, 57/283 B vom 15. April 2003, 58/250 vom 23. Dezember 2003, 59/265 vom 23. De-
zember 2004, 60/236 A vom 23. Dezember 2005, 60/236 B vom 8. Mai 2006, 61/236 vom 22. Dezember 
2006, 62/225 vom 22. Dezember 2007, 63/248 vom 24. Dezember 2008, 63/284 vom 30. Juni 2009, 64/230 
vom 22. Dezember 2009, 65/245 vom 24. Dezember 2010, 66/233 vom 24. Dezember 2011 und 67/237 
vom 24. Dezember 2012, 

 in Bekräftigung ihrer Resolution 42/207 C vom 11. Dezember 1987, in der sie den Generalsekretär 
ersuchte, die Gleichbehandlung der Amtssprachen der Vereinten Nationen sicherzustellen, 

 nach Behandlung des Berichts des Konferenzausschusses für 201391 und der entsprechenden Be-
richte des Generalsekretärs92, 

 sowie nach Behandlung des Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen93, 

 in Bekräftigung der Bestimmungen betreffend die Konferenzdienste in ihren Resolutionen über die 
Mehrsprachigkeit, insbesondere Resolution 67/292 vom 24. Juli 2013, 

 sowie in Bekräftigung der Rolle des Fünften Ausschusses der Generalversammlung in Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 14 (I) vom 13. Februar 1946 und die Rolle des Beratenden Aus-
schusses als Nebenorgan der Generalversammlung, 

I 

Konferenz- und Sitzungskalender 

 1. begrüßt den Bericht des Konferenzausschusses für 201391; 

 2. billigt den vom Konferenzausschuss vorgelegten Entwurf des Konferenz- und Sitzungskalen-
ders der Vereinten Nationen für 2014 und 201594, unter Berücksichtigung der Anmerkungen des Ausschus-
ses und vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Resolution; 

 3. ermächtigt den Konferenzausschuss, im Konferenz- und Sitzungskalender für 2014 und 2015 
die Anpassungen vorzunehmen, die infolge der von der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten 
Tagung getroffenen Maßnahmen und Beschlüsse möglicherweise erforderlich werden; 

 4. stellt mit Befriedigung fest, dass das Sekretariat die in den Resolutionen der Generalversamm-
lung 53/208 A, 54/248, 55/222, 56/242, 57/283 B, 58/250, 59/265, 60/236 A, 61/236, 62/225, 63/248, 
64/230, 65/245, 66/233 und 67/237 genannten Regelungen betreffend den orthodoxen Karfreitag sowie die 
offiziellen Feiertage Id al-Fitr und Id al-Adha berücksichtigt hat, und ersucht alle zwischenstaatlichen Or-
gane, diese Beschlüsse bei der Planung ihrer Sitzungen zu beachten; 

 5. ersucht den Generalsekretär, dafür Sorge zu tragen, dass etwaige Änderungen des Konferenz- 
und Sitzungskalenders in strikter Übereinstimmung mit dem Mandat des Konferenzausschusses und den 
anderen einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung vorgenommen werden; 

 6. bittet die Mitgliedstaaten, in neue Mandate der beschlussfassenden Organe ausreichende In-
formationen über die Modalitäten für die Organisation von Konferenzen oder Sitzungen aufzunehmen; 

______________ 
91 Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 32 (A/68/32).  
92 A/68/122 und A/68/123.  
93 A/68/567.  
94 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 32 (A/68/32), Anhang II.  
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 7. verweist auf Regel 153 ihrer Geschäftsordnung und ersucht den Generalsekretär, für Resolu-
tionen, die Ausgaben nach sich ziehen, die Modalitäten von Konferenzen anzugeben, unter Berücksichti-
gung der Trends auf ähnlichen Sitzungen, mit dem Ziel, die Konferenzdienste und die Dokumentation so 
effizient und kostenwirksam wie möglich zu nutzen; 

 8. bekräftigt, dass das Problem von Doppelungen und Redundanzen bei der Konferenzbetreuung 
angegangen werden muss, und stellt in dieser Hinsicht fest, dass der Wirtschafts- und Sozialrat in seiner 
Resolution 2013/13 vom 22. Juli 2013 beschloss, die Notwendigkeit der Überprüfung seines vorläufigen 
zweijährlichen Konferenz- und Sitzungskalenders vor dem Hintergrund der laufenden zwischenstaatlichen 
Konsultationen über die weitere Stärkung des Rates zu einem späteren Zeitpunkt zu behandeln; 

II 

A. Nutzung der Konferenzbetreuungsressourcen 

 9. bekräftigt die Praxis, dass bei der Nutzung der Konferenzsäle den Sitzungen der Mitgliedstaa-
ten Vorrang einzuräumen ist; 

 10. fordert den Generalsekretär und die Mitgliedstaaten auf, die Leitlinien und Verfahren einzuhal-
ten, die in der Verwaltungsanweisung für die Genehmigung der Nutzung der Räumlichkeiten der Vereinten 
Nationen für Sitzungen, Konferenzen, Sonderveranstaltungen und Ausstellungen95 aufgeführt sind; 

 11. betont, dass diese Sitzungen, Konferenzen, Sonderveranstaltungen und Ausstellungen mit den 
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen vereinbar sein müssen; 

 12. stellt fest, dass der Gesamtauslastungsfaktor an den vier Hauptdienstorten 2012 84 Prozent 
betrug und dass er 2011 ebenso wie 2010 85 Prozent betrug und damit über dem festgelegten Richtwert von 
80 Prozent lag; 

 13. begrüßt die Maßnahmen der Organe, die ihre Arbeitsprogramme im Hinblick auf eine optimale 
Auslastung der Konferenzbetreuungsressourcen angepasst haben, und ersucht den Konferenzausschuss, mit 
den Sekretariaten und Vorständen der Organe, die ihre Konferenzbetreuungsressourcen nicht ausreichend 
nutzen, verstärkt Konsultationen zu führen; 

 14. fordert die zwischenstaatlichen Organe, deren durchschnittlicher Auslastungsfaktor in den letz-
ten 10 Jahren unter dem Richtwert von 80 Prozent lag, nachdrücklich auf, dem Auslastungsfaktor bei der 
Planung ihrer künftigen Sitzungen Rechnung zu tragen, damit sie den Richtwert erreichen; 

 15. ist sich dessen bewusst, dass aufgrund des verspäteten Beginns und des ungeplanten vorzeiti-
gen Endes von Sitzungen ein Zeitverlust entsteht, der sich erheblich auf den Auslastungsfaktor der Organe 
auswirkt, und bittet die Sekretariate und Vorstände der Organe, in ausreichendem Maße darauf zu achten, 
dass Sitzungen weder verspätet beginnen noch ungeplant vorzeitig enden; 

 16. stellt fest, dass für 97 Prozent der 2012 und 96 Prozent der 2011 in New York abgehaltenen 
Sitzungen derjenigen Organe, die zur Abhaltung von Sitzungen „nach Bedarf“ ermächtigt sind, Dolmetsch-
dienste bereitgestellt wurden, gegenüber 94 Prozent im Jahr 2010, und ersucht den Generalsekretär, diesen 
Organen auch weiterhin die Notwendigkeit bewusst zu machen, die Auslastung der bereitgestellten Konfe-
renzdienste weiter zu verbessern, und über den Konferenzausschuss über die Bereitstellung von Konfe-
renzdiensten für diese Organe Bericht zu erstatten; 

 17. ersucht die zwischenstaatlichen Organe erneut, ihren jeweiligen Anspruch auf Konferenzbe-
treuungsdienste zu überprüfen und ihr Arbeitsprogramm auf der Grundlage ihrer tatsächlichen Inanspruch-
nahme der Konferenzbetreuungsressourcen zu planen und anzupassen, mit dem Ziel, die Konferenzdienste 
noch effizienter zu nutzen; 

 18. ist sich der Bedeutung bewusst, welche den Sitzungen regionaler und anderer wichtiger Grup-
pen von Mitgliedstaaten für den reibungslosen Ablauf der Tagungen der zwischenstaatlichen Organe zu-

______________ 
95 ST/AI/416.  
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kommt, ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass allen Anträgen auf Konferenzdienste für die 
Sitzungen regionaler und anderer wichtiger Gruppen von Mitgliedstaaten so weit wie möglich entsprochen 
wird, und ersucht das Sekretariat, die Antragsteller so frühzeitig wie möglich über die Verfügbarkeit von 
Konferenzdiensten, einschließlich Dolmetschdiensten, sowie über Änderungen, die sich vor den Sitzungen 
ergeben könnten, zu unterrichten; 

 19. stellt fest, dass der Anteil der an den vier Hauptdienstorten abgehaltenen Sitzungen regionaler 
und anderer wichtiger Gruppen von Mitgliedstaaten, für die Dolmetschdienste bereitgestellt wurden, 2012 
bei 95 Prozent lag, gegenüber 91 Prozent im Jahr 2011, und ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin 
innovative Wege zur Bewältigung der Schwierigkeiten zu nutzen, denen sich einige Mitgliedstaaten infolge 
mangelnder Konferenzdienste für bestimmte Sitzungen regionaler und anderer wichtiger Gruppen von Mit-
gliedstaaten gegenübersehen, und der Generalversammlung über den Konferenzausschuss darüber Bericht 
zu erstatten; 

 20. fordert die zwischenstaatlichen Organe abermals nachdrücklich auf, in der Planungsphase al-
les zu unternehmen, um die Sitzungen regionaler und anderer wichtiger Gruppen von Mitgliedstaaten zu 
berücksichtigen, diese Sitzungen in ihren Arbeitsprogrammen vorzusehen und die Konferenzdienste lange 
im Voraus über etwaige Absagen in Kenntnis zu setzen, sodass ungenutzte Konferenzbetreuungsressourcen 
nach Möglichkeit für Sitzungen regionaler und anderer wichtiger Gruppen von Mitgliedstaaten zugeteilt 
werden können; 

 21. begrüßt die Anstrengungen aller Nutzer der Konferenzdienste, das Sekretariat so frühzeitig wie 
möglich über Stornierungen von Anträgen auf Dienste zu unterrichten, damit diese Dienste reibungslos für 
andere Sitzungen bereitgestellt werden können; 

 22. stellt mit Befriedigung fest, dass im Einklang mit mehreren Resolutionen der Generalversamm-
lung, namentlich Resolution 67/237 Abschnitt II.A Ziffer 13, und entsprechend der Amtssitzregel alle Sit-
zungen der in Nairobi ansässigen Organe der Vereinten Nationen im Jahr 2012 in Nairobi abgehalten wur-
den, und ersucht den Generalsekretär, der Versammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung über den 
Konferenzausschuss darüber Bericht zu erstatten; 

 23. stellt mit Besorgnis fest, dass das Konferenzzentrum der Wirtschaftskommission für Afrika 
wiederholt unausgelastet ist, besonders vor dem Hintergrund der andauernden Renovierung seiner Einrich-
tungen, erkennt an, dass die Kommission laufend Werbemaßnahmen und -initiativen unternimmt, und er-
sucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung über den Konfe-
renzausschuss darüber Bericht zu erstatten; 

 24. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin zusätzliche Wege zu erkunden, wie das Konfe-
renzzentrum der Wirtschaftskommission für Afrika stärker ausgelastet werden kann, unter anderem mit 
Partnern wie der Afrikanischen Union, und der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung 
darüber Bericht zu erstatten, namentlich über die Wirkung der Initiativen der Kommission; 

 25. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Leiter der Institutionen des Systems der Vereinten 
Nationen zu ermutigen, nach Möglichkeit vorrangig das Konferenzzentrum der Wirtschaftskommission für 
Afrika zu nutzen, um eine höhere Auslastung der Konferenzeinrichtungen zu gewährleisten; 

 26. verweist auf Abschnitt II.A Ziffer 17 ihrer Resolution 67/237, ersucht den Generalsekretär er-
neut, für das Konferenzzentrum der Wirtschaftskommission für Afrika eine wettbewerbsfähige Preisstruk-
tur und eine geeignete Vermarktungsstrategie zu entwickeln, und ersucht den Generalsekretär, der General-
versammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 27. erkennt die proaktiven Bemühungen des Generalsekretärs an, Möglichkeiten zur Steigerung 
der Effizienz und Wirksamkeit der Konferenzdienste zu ermitteln; 

 28. ersucht den Generalsekretär, auf der neunundsechzigsten Tagung der Generalversammlung 
eine umfassende Überprüfung der Konferenzbetreuung vorzulegen und dabei etwaige Doppelungen oder 
Redundanzen aufzuzeigen, mit dem Ziel, innovative Ideen, potenzielle Synergien und andere kostensparen-
de Maßnahmen zu ermitteln, ohne die Qualität der Dienste zu beeinträchtigen; 
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 29. ersucht den Konferenzausschuss erneut, mit den Organen, die in den letzten drei Jahren den 
jeweiligen Richtwert der ihnen zugewiesenen Ressourcen regelmäßig unterschritten haben, Konsultationen 
mit dem Ziel zu führen, geeignete Empfehlungen zur Herbeiführung einer optimalen Auslastung der Konfe-
renzbetreuungsressourcen abzugeben, und fordert die Sekretariate und Vorstände der Organe, die ihre Kon-
ferenzbetreuungsressourcen nicht ausreichend nutzen, nachdrücklich auf, enger mit der Sekretariats-
Hauptabteilung Generalversammlung und Konferenzmanagement zusammenzuarbeiten und gegebenenfalls 
Änderungen ihrer Arbeitsprogramme zu erwägen, namentlich Anpassungen auf der Grundlage der mit wie-
derkehrenden Tagesordnungspunkten gesammelten Erfahrungswerte, mit dem Ziel, ihre Auslastungsfakto-
ren zu verbessern; 

 30. ersucht die Vorsitzende des Konferenzausschusses, an die Amtsträger, die bei zwischenstaatli-
chen Organen mit Sitz an anderen Dienstorten als New York den Vorsitz führen, ein entsprechendes Schrei-
ben zu richten, falls der Auslastungsfaktor dort unter den Richtwert von 80 Prozent fällt; 

B. Auswirkungen des Sanierungsgesamtplans, Strategie IV (stufenweiser Ansatz), auf die 
 während seiner Durchführung abgehaltenen Sitzungen am Amtssitz 

 31. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass die Durchführung des Sanierungsgesamt-
plans, einschließlich der Verlegung von Konferenzbetreuungspersonal in Ausweichräumlichkeiten, die 
Qualität der den Mitgliedstaaten in den sechs Amtssprachen bereitgestellten Konferenzdienste und die 
Gleichbehandlung der Sprachendienste, die über die gleichen günstigen Arbeitsbedingungen und die glei-
chen Ressourcen verfügen sollen, nicht beeinträchtigt, damit die erbrachten Dienste von höchster Qualität 
sind; 

 32. ersucht alle, die Sitzungen beantragen und veranstalten, in sämtlichen mit der Terminplanung 
für die Sitzungen zusammenhängenden Angelegenheiten enge Verbindung zur Hauptabteilung zu halten, 
damit die während der Bauarbeiten stattfindenden Aktivitäten am Amtssitz mit einem Höchstmaß an Pla-
nungssicherheit koordiniert werden können; 

 33. ersucht den Konferenzausschuss, die Angelegenheit laufend weiter zu verfolgen, und ersucht 
den Generalsekretär, dem Ausschuss regelmäßig über die den Konferenz- und Sitzungskalender der Verein-
ten Nationen während der Bauarbeiten betreffenden Angelegenheiten Bericht zu erstatten; 

 34. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen der in der Hauptabteilung vorhandenen Ressourcen 
auch weiterhin für eine ausreichende informationstechnologische Unterstützung der Konferenzdienste zu 
sorgen, damit sie während der Durchführung des Sanierungsgesamtplans reibungslos arbeiten können; 

 35. nimmt davon Kenntnis, dass ein Teil des Konferenzbetreuungspersonals und der informations-
technologischen Ressourcen der Hauptabteilung für die Dauer der Durchführung des Sanierungsgesamt-
plans vorübergehend in Ausweichräumlichkeiten untergebracht ist, und ersucht den Generalsekretär, im 
Rahmen der in der Hauptabteilung vorhandenen Ressourcen auch weiterhin für eine ausreichende Unter-
stützung zu sorgen, um die fortgesetzte Aufrechterhaltung der informationstechnologischen Einrichtungen 
der Hauptabteilung, die Umsetzung der globalen Informationstechnologie-Initiative und die Erbringung 
von Konferenzdiensten von hoher Qualität zu gewährleisten; 

 36. ersucht den Generalsekretär, bei Initiativen, die sich auf die Nutzung der Konferenzdienste und 
-einrichtungen auswirken, die Mitgliedstaaten zu konsultieren; 

III 

Integriertes globales Management 

 37. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Bemühungen des Generalsekretärs im Zusammen-
hang mit der Initiative für integriertes globales Management, an den vier Hauptdienstorten gemeinsame 
Leistungsindikatoren und einheitliche Informationstechnologiesysteme (wie gData, gMeets, gDoc und 
gText) einzuführen und anzuwenden, und ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer 
neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 38. wiederholt mit Besorgnis ihr Ersuchen an den Generalsekretär, die internen Überprüfungen 
betreffend die Rechenschaftsmechanismen und die klare Abgrenzung der Verantwortung zwischen dem 
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Untergeneralsekretär für Generalversammlung und Konferenzmanagement und den Generaldirektoren der 
Büros der Vereinten Nationen in Genf, Nairobi und Wien für die Konferenzmanagementpolitik, die operati-
ven Tätigkeiten und die Ressourcennutzung abzuschließen, ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten, und verweist in dieser Hin-
sicht auf Abschnitt III Ziffer 15 ihrer Resolution 66/233 und Abschnitt III Ziffer 2 ihrer Resolution 67/237; 

 39. nimmt Kenntnis von den im Rahmen des integrierten globalen Managements unternommenen 
Initiativen zur Straffung der Verfahren, zur Erzielung von Größenvorteilen und zur Verbesserung der Quali-
tät der Konferenzdienste und betont in diesem Zusammenhang, wie wichtig es ist, die Gleichbehandlung 
des Konferenzbetreuungspersonals sicherzustellen und dafür zu sorgen, dass der Grundsatz der gleichen 
Einstufung für gleiche Arbeit an den vier Hauptdienstorten befolgt wird; 

 40. stellt außerdem fest, dass sich die Aufteilung des Arbeitsvolumens im Zusammenhang mit der 
globalen Dokumentenverwaltung nach wie vor kaum auswirkt, und ersucht den Generalsekretär, weiter 
nach Wegen zur Förderung der Aufteilung des Arbeitsvolumens unter den vier Hauptdienstorten zu suchen 
und der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 41. betont, dass die Hauptziele der Hauptabteilung darin bestehen, Dokumente von hoher Qualität 
in allen Amtssprachen fristgerecht vorzulegen, im Einklang mit den geltenden Vorschriften, und den Mit-
gliedstaaten an allen Dienstorten Konferenzdienste von hoher Qualität bereitzustellen und dabei diese Ziele 
im Einklang mit den einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung so effizient und kostenwirksam 
wie möglich zu erreichen; 

 42. stellt fest, dass der Pool an Sprachpersonal an den Dienstorten in Bezug auf die Sprachkombi-
nationen unausgewogen ist, und ersucht den Generalsekretär, Leitlinien für die Rekrutierung, die Vergabe 
von Unteraufträgen und die Kontaktarbeit zu entwickeln, die dieser Unausgewogenheit voll Rechnung tra-
gen, und der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 43. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass alle Sprachendienste gleich behandelt wer-
den und dass sie über die gleichen günstigen Arbeitsbedingungen und die gleichen Ressourcen verfügen, 
damit die von ihnen erbrachten Dienste von höchster Qualität sind, unter voller Achtung der Besonderhei-
ten der sechs Amtssprachen sowie unter Berücksichtigung ihres jeweiligen Arbeitsanfalls; 

 44. weist erneut darauf hin, dass der Generalsekretär dafür sorgen muss, dass die an allen Dienst-
orten verwendeten Technologien kompatibel und in allen Amtssprachen nutzerfreundlich sind; 

 45. erklärt außerdem erneut, dass die Zufriedenheit der Mitgliedstaaten einer der wichtigsten Leis-
tungsindikatoren im Bereich des Konferenzmanagements und der Konferenzdienste ist; 

 46. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin sicherzustellen, dass die Maßnahmen, die die 
Hauptabteilung ergriffen hat, um von den Mitgliedstaaten eine Evaluierung der Qualität der für sie bereit-
gestellten Konferenzdienste, die ein wichtiger Leistungsindikator der Hauptabteilung ist, einzuholen, allen 
Mitgliedstaaten gleichermaßen die Möglichkeit bieten, ihre Evaluierung in den sechs Amtssprachen der 
Vereinten Nationen vorzulegen, und in vollem Einklang mit den einschlägigen Resolutionen der General-
versammlung stehen, und ersucht den Generalsekretär, der Versammlung über den Konferenzausschuss 
über die in dieser Hinsicht erzielten Fortschritte Bericht zu erstatten; 

 47. ersucht den Generalsekretär außerdem, auch weiterhin die besten Praktiken und Methoden zur 
Evaluierung der Kundenzufriedenheit zu sondieren und der Generalversammlung regelmäßig über die er-
zielten Ergebnisse Bericht zu erstatten; 

 48. begrüßt die von der Hauptabteilung unternommenen Anstrengungen, von den Mitgliedstaaten 
eine Evaluierung der Qualität der für sie bereitgestellten Konferenzdienste, auch unter Berücksichtigung 
der von den Mitgliedstaaten entweder schriftlich oder auf Sitzungen vorgebrachten Anmerkungen und Be-
schwerden, einzuholen, und ersucht den Generalsekretär, verstärkt innovative Wege zur systematischen 
Erfassung und Analyse der Rückmeldungen von Mitgliedstaaten und Ausschussvorsitzenden und -sekretä-
ren zur Qualität der Konferenzdienste zu erkunden und der Generalversammlung über den Konferenzaus-
schuss darüber Bericht zu erstatten; 



VI.  Resolutionen aufgrund der Berichte des Fünften Ausschusses  

962 

 49. ersucht den Generalsekretär, von den Mitgliedstaaten auch weiterhin eine Evaluierung der 
Qualität der für sie bereitgestellten Konferenzdienste einzuholen, namentlich im Wege der einmal jährlich 
im Vorfeld der Arbeitstagung des Konferenzausschusses stattfindenden sprachspezifischen Informationssit-
zungen oder anderer, auf Ersuchen von Mitgliedstaaten anberaumter notwendiger Sitzungen, bei einer 
Höchstzahl von zwei Sitzungen jährlich, und sicherzustellen, dass diese Maßnahmen allen Mitgliedstaaten 
gleichermaßen die Möglichkeit bieten, ihre Evaluierungen in den sechs Amtssprachen der Vereinten Na-
tionen vorzulegen, und dass sie in vollem Einklang mit den einschlägigen Resolutionen der Generalver-
sammlung stehen; 

 50. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Generalversammlung und ihren Konferenzaus-
schuss über die in Bezug auf das integrierte globale Management erzielten Fortschritte unterrichtet zu hal-
ten und genaue und aktuelle Informationen über neue Initiativen bereitzustellen, die in den Zuständigkeits-
bereich des Ausschusses fallen; 

 51. bekundet erneut ihre Besorgnis darüber, dass der Generalsekretär die in Abschnitt III Ziffer 4 
ihrer Resolution 63/248, in Abschnitt III Ziffer 12 ihrer Resolution 64/230, in Abschnitt III Ziffer 14 ihrer 
Resolution 65/245, in Abschnitt III Ziffer 14 ihrer Resolution 66/233 und in Abschnitt III Ziffer 15 ihrer 
Resolution 67/237 erbetenen Informationen über die finanziellen Einsparungen, die dank der Durchführung 
der Projekte des integrierten globalen Managements erzielt worden sind, nicht in seinen Bericht über die 
Konferenzplanung92 aufgenommen hat, und ersucht den Generalsekretär erneut, sich verstärkt darum zu 
bemühen, diese Informationen in seinen nächsten Bericht über die Konferenzplanung aufzunehmen; 

 52. nimmt Kenntnis von dem Flextime-Pilotprojekt, das vom Büro der Vereinten Nationen in Wien 
in die Wege geleitet wurde, betont, dass die Vorschriften und Regeln der Vereinten Nationen für Personal-
fragen während der Durchführung des Pilotprojekts einheitlich angewandt werden sollen, und ersucht den 
Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung über die Evaluierung des 
Pilotprojekts Bericht zu erstatten und eine Empfehlung abzugeben, ob das Projekt im Büro der Vereinten 
Nationen in Wien fortgesetzt und an anderen Dienstorten weiter umgesetzt werden soll; 

 53. begrüßt die Regel der größten Nähe dort, wo sie durchführbar ist, als einen effizienten Ansatz 
für die Betreuung von Tagungen, die nicht an Dienstorten stattfinden, und ersucht in dieser Hinsicht den 
Generalsekretär, seine Anstrengungen zur Erzielung weiterer Einsparungen durch strenge Anwendung der 
Regel der größten Nähe bei den dafür geeigneten Tagungen zu verstärken, ohne dass die Qualität der 
Dienste gefährdet wird, und dem Konferenzausschuss auf seiner Arbeitstagung 2014 darüber Bericht zu 
erstatten; 

IV 

Fragen der Dokumentation und der Veröffentlichungen 

 54. hebt hervor, wie überaus wichtig die Gleichstellung der sechs Amtssprachen der Vereinten 
Nationen ist; 

 55. bekräftigt ihren Beschluss in Abschnitt IV ihrer Resolution 64/230, dass alle von der Arbeits-
gruppe des Menschenrechtsrats für die allgemeine regelmäßige Überprüfung verabschiedeten Berichte im 
Einklang mit den Resolutionen der Generalversammlung 36/117 A vom 10. Dezember 1981, 51/211 A bis 
E, 52/214, 53/208 A bis E und 59/265 rechtzeitig vor ihrer Behandlung durch den Rat als Dokumente in 
allen Amtssprachen der Vereinten Nationen herausgegeben werden, und ersucht den Generalsekretär, die 
dafür notwendige Unterstützung bereitzustellen und der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten 
Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 56. verweist auf Abschnitt III Ziffer 5 ihrer Resolution 55/222 und wiederholt mit Besorgnis ihr 
Ersuchen an den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass die Regeln betreffend die gleichzeitige Verteilung 
von Dokumenten in allen sechs Amtssprachen sowohl für die Verteilung von Druckexemplaren als auch für 
die Einstellung der Dokumentation der beschlussfassenden Organe in das Elektronische Dokumentenarchiv 
und die Veröffentlichung auf der Website der Vereinten Nationen streng eingehalten werden; 

 57. betont, dass die mit dem Konferenzmanagement, einschließlich der Dokumentation, zusam-
menhängenden Angelegenheiten in den Zuständigkeitsbereich des Fünften Ausschusses fallen; 
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 58. verweist erneut auf die Bedeutung der fristgerechten Herausgabe der Dokumente für den Fünf-
ten Ausschuss; 

 59. erkennt an, dass ein mehrgleisiger Ansatz erforderlich ist, um für die anhaltenden Schwierig-
keiten im Zusammenhang mit der verspäteten Herausgabe der Dokumente für den Fünften Ausschuss eine 
Lösung zu finden; 

 60. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von den anhaltenden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit 
der verspäteten Herausgabe der Dokumente für den Fünften Ausschuss und fordert den Generalsekretär 
nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass diese offiziellen Dokumente dem Ausschuss fristgerecht vorgelegt 
werden, und eine dauerhafte und nachhaltige Lösung für das Problem zu finden, damit die Qualität des 
zwischenstaatlichen Prozesses gewährleistet ist; 

 61. nimmt Kenntnis von der Arbeit, die der unter dem Vorsitz der Hauptabteilung Generalver-
sammlung und Konferenzmanagement stehende hauptabteilungsübergreifende Arbeitsstab für Dokumenta-
tion bei der Bewältigung des Problems der Herausgabe der Dokumente für den Fünften Ausschuss leistet; 

 62. legt den Vorsitzenden des Fünften Ausschusses und des Beratenden Ausschusses nahe, die 
Zusammenarbeit zwischen den beiden Organen auf dem Gebiet der Dokumentation weiter zu fördern; 

 63. begrüßt die fortgesetzten Anstrengungen, die der Arbeitsstab unternimmt, um den Prozess der 
Einreichung der Dokumente durch die Urheberabteilungen des Sekretariats zu steuern; 

 64. stellt fest, dass es den Entscheidungsprozess im Fünften Ausschuss erleichtert, wenn das Sekre-
tariat diesem während seiner informellen Konsultationen genaue, aktuelle und schlüssige Informationen 
vorlegt; 

 65. stellt mit Befriedigung fest, dass die Hauptabteilung Generalversammlung und Konferenzma-
nagement alle rechtzeitig und im Rahmen der Höchstzahl von Wörtern eingereichten Dokumente innerhalb 
von vier Wochen bearbeitet hat, und legt dem Generalsekretär nahe, für die Beibehaltung dieses Leistungs-
niveaus zu sorgen; 

 66. bekräftigt ihren Beschluss in Abschnitt III Ziffer 9 ihrer Resolution 59/265, dass der Herausga-
be von Dokumenten in allen sechs Amtssprachen zu Planungs-, Haushalts- und Verwaltungsfragen, die die 
Generalversammlung dringend prüfen muss, Vorrang einzuräumen ist; 

 67. ersucht den Generalsekretär erneut, alle Hauptabteilungen des Sekretariats anzuweisen, in ihre 
Berichte folgende Bestandteile aufzunehmen: 

 a) eine Zusammenfassung des Berichts; 

 b) zusammengefasste Schlussfolgerungen, Empfehlungen und andere vorgeschlagene Maßnah-
men; 

 c) sachdienliche Hintergrundinformationen; 

 68. ersucht außerdem erneut darum, dass in allen Dokumenten, die das Sekretariat, zwischenstaat-
liche Organe und Sachverständigengremien den beschlussfassenden Organen, namentlich dem Konfe-
renzausschuss, zur Behandlung und Beschlussfassung vorlegen, die Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
im Fettdruck erscheinen; 

 69. stellt mit Besorgnis fest, dass nur 60 Prozent der Urheberabteilungen die Vorgabe der pünktli-
chen Einreichung von 90 Prozent ihrer Berichte bei der Hauptabteilung Generalversammlung und Konfe-
renzmanagement einhielten, und wiederholt ihr Ersuchen an den Generalsekretär, das Terminsystem für 
Dokumente durch einen speziell darauf ausgerichteten Mechanismus, wie etwa den hauptabteilungsüber-
greifenden Arbeitsstab für Dokumentation, strenger durchzusetzen und der Generalversammlung auf ihrer 
neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 70. fordert die Urheberabteilungen nachdrücklich auf, die Fristen vollständig einzuhalten, damit 
das Ziel der pünktlichen Einreichung von 90 Prozent der Dokumente erreicht wird, und ersucht den Gene-
ralsekretär, sicherzustellen, dass die verspätete Einreichung von Dokumenten nicht die Herausgabe der 
fristgerecht und unter Einhaltung der festgelegten Richtlinien vorgelegten Dokumente beeinträchtigt; 
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 71. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung 
über die konkreten Maßnahmen Bericht zu erstatten, die die Urheberabteilungen und die Hauptabteilung 
Generalversammlung und Konferenzmanagement ergriffen haben, um die Vorlage der Dokumente besser 
vorhersehbar zu machen und die Rechenschaftspflicht für die Einhaltung der Fristen sicherzustellen, mit 
dem Ziel, die fristgerechte Herausgabe der Dokumente zu gewährleisten; 

 72. wiederholt ihr in Abschnitt IV Ziffer 17 ihrer Resolution 67/237 enthaltenes Ersuchen an den 
Generalsekretär, Informationen über die Regelung von Ausnahmen bei der Einreichung von Dokumenten, 
die die Höchstzahl von Wörtern überschreiten, vorzulegen; 

 73. begrüßt das Zusammenwirken zwischen der Hauptabteilung Generalversammlung und Konfe-
renzmanagement und den Urheberabteilungen bei der Regelung von Ausnahmen und ersucht den General-
sekretär, für anhaltende Anstrengungen in dieser Hinsicht zu sorgen und der Generalversammlung auf ihrer 
neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 74. unterstreicht die Rolle der Mitgliedstaaten und ihrer zwischenstaatlichen Organe bei der Fest-
legung der Leitsätze für das Konferenzmanagement; 

 75. betont, dass Vorschläge zur Veränderung dieser Leitsätze von den Mitgliedstaaten in ihren je-
weiligen zwischenstaatlichen Organen gebilligt werden müssen; 

 76. stellt fest, dass das Elektronische Dokumentenarchiv das offizielle digitale Archiv der Verein-
ten Nationen ist; 

 77. ersucht den Generalsekretär, die Aufgabe des Ladens aller wichtigen älteren Dokumente der 
Vereinten Nationen auf die Website der Vereinten Nationen in allen sechs Amtssprachen vorrangig abzu-
schließen, damit diese Archive den Mitgliedstaaten auch über dieses Medium zur Verfügung stehen; 

 78. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten 
Tagung über einen detaillierten Zeitrahmen für die Digitalisierung aller wichtigen älteren Dokumente der 
Vereinten Nationen, einschließlich der Dokumente der beschlussfassenden Organe, und über Optionen zur 
Beschleunigung dieses Prozesses im Rahmen der vorhandenen Ressourcen Bericht zu erstatten; 

 79. verweist auf das vom Ausschuss für die friedliche Nutzung des Weltraums im Büro der Verein-
ten Nationen in Wien für den Übergang zu digitalen Tagungsaufzeichnungen in den sechs Amtssprachen 
der Organisation als kostensparende Maßnahme durchgeführte Pilotprojekt; 

 80. betont, dass es für eine weitere Ausdehnung dieser Maßnahme erforderlich ist, dass sie ein-
schließlich ihrer rechtlichen, finanziellen und personellen Auswirkungen von der Generalversammlung 
geprüft wird und dass die einschlägigen Resolutionen der Versammlung voll eingehalten werden, und er-
sucht den Generalsekretär, der Versammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung darüber und über die 
Evaluierung des in Ziffer 79 genannten Pilotprojekts Bericht zu erstatten; 

 81. verweist auf Ziffer 5 ihrer Resolution 49/221 B vom 23. Dezember 1994 und betont, dass die 
rasche Herausgabe der Wortprotokolle ein wichtiger Bestandteil der für die Mitgliedstaaten bereitgestellten 
Dienste ist; 

V 

Fragen der Übersetzung und Dolmetschung 

 82. ersucht den Generalsekretär, sich verstärkt darum zu bemühen, dass in allen sechs Amtsspra-
chen Dolmetsch- und Übersetzungsdienste von höchster Qualität bereitgestellt werden; 

 83. unterstreicht, dass die Übersetzung offizieller Dokumente der Organisation in allen erforderli-
chen Sprachen fristgerecht erfolgen muss, unter voller Einhaltung der Geschäftsordnung der jeweiligen 
beschlussfassenden Organe; 

 84. ersucht den Generalsekretär erneut, dafür zu sorgen, dass die in den Übersetzungs- und Dol-
metschdiensten verwendete Terminologie dem neuesten Stand der Sprachnormen und der neuesten Termi-
nologie der Amtssprachen entspricht, um höchste Qualität zu gewährleisten, und begrüßt in dieser Hinsicht 
die Entwicklung eines globalen Terminologieportals im Rahmen der vorhandenen Ressourcen, das den Be-
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diensteten der Vereinten Nationen, den Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft gleichermaßen zugänglich 
sein wird; 

 85. bekräftigt Abschnitt V Ziffer 3 ihrer Resolution 67/237 und ersucht den Generalsekretär erneut, 
bei der Einstellung von Zeitpersonal in den Sprachendiensten, gegebenenfalls auch mittels internationaler 
oder lokaler Verträge, dafür zu sorgen, dass alle Sprachendienste gleich behandelt werden und dass sie über 
die gleichen günstigen Arbeitsbedingungen und die gleichen Ressourcen verfügen, damit die von i hnen 
erbrachten Dienste von höchster Qualität sind, unter voller Achtung der Besonderheiten jeder der sechs 
Amtssprachen sowie unter Berücksichtigung des jeweiligen Arbeitsanfalls der Sprachendienste; 

 86. ersucht den Generalsekretär erneut, weitere Maßnahmen zur Senkung des Anteils unbesetzter 
Stellen im Büro der Vereinten Nationen in Nairobi zu prüfen, und ersucht den Generalsekretär, der Gene-
ralversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 87. ersucht den Generalsekretär, die Auswahlwettbewerbe für die Rekrutierung von Sprachperso-
nal mit ausreichendem Vorlauf abzuhalten, damit freie und frei werdende Stellen in den Sprachendiensten 
rasch besetzt werden können, und die Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung über die 
in dieser Hinsicht unternommenen Anstrengungen zu unterrichten; 

 88. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Qualität der Übersetzungen von Dokumenten in die 
sechs Amtssprachen weiter zu verbessern und dabei der Genauigkeit der Übersetzungen besondere Bedeu-
tung beizumessen; 

 89. verweist erneut auf Ziffer 8 der Anlage zur Resolution 2 (I) vom 1. Februar 1946 über die Ge-
schäftsordnung in Bezug auf Sprachen, wonach alle Resolutionen und sonstigen wichtigen Dokumente in 
den Amtssprachen verfügbar gemacht werden und auf Antrag von Vertretern jedwede sonstigen Dokumente 
in einer oder allen Amtssprachen verfügbar gemacht werden; 

 90. betont die Notwendigkeit, die höchstmögliche Qualität externer und interner Übersetzungen zu 
gewährleisten, und ersucht den Generalsekretär, über diesbezüglich zu ergreifende Maßnahmen Bericht zu 
erstatten; 

 91. ersucht den Generalsekretär erneut, an allen Dienstorten eine ausreichende Zahl von Bediens-
teten der entsprechenden Rangstufe bereitzustellen, um eine angemessene Qualitätskontrolle der externen 
Übersetzungen zu gewährleisten, unter gebührender Berücksichtigung des Grundsatzes der gleichen Einstu-
fung für gleiche Arbeit; 

 92. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung 
über die Erfahrungen, die Erkenntnisse und die bewährten Verfahren der Hauptdienstorte bei der Qualitäts-
kontrolle der externen und internen Übersetzungen Bericht zu erstatten und dabei auch auf die Anforderun-
gen in Bezug auf die Zahl der für diese Aufgabe benötigten Bediensteten und deren angemessene Rangstufe 
einzugehen; 

 93. legt dem Generalsekretär nahe, organisationsweit standardisierte Leistungsindikatoren festzu-
legen und Kalkulationsmodelle für eine kosteneffizientere Strategie der internen Dokumentenverarbeitung 
aufzustellen, und ersucht ihn, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung die entspre-
chenden Informationen vorzulegen; 

 94. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Maßnahmen, die der Generalsekretär im Einklang 
mit ihren Resolutionen ergriffen hat, um unter anderem die Frage der Ersetzung von in den Ruhestand tre-
tenden Bediensteten in den Sprachendiensten anzugehen, und ersucht den Generalsekretär, diese Anstren-
gungen fortzusetzen und zu verstärken, namentlich durch eine verstärkte Zusammenarbeit mit den Einrich-
tungen, die Sprachexperten ausbilden, um den Bedarf in den sechs Amtssprachen der Vereinten Nationen zu 
decken; 

 95. stellt fest, dass energische Maßnahmen ergriffen werden müssen, um die nachteiligen Auswir-
kungen eines Mangels an Bewerbern und eine hohe Fluktuationsrate im Sprachenbereich zu vermeiden, 
insbesondere bei seltenen Sprachkombinationen, und ersucht den Generalsekretär, die geeigneten Mittel 
einzusetzen, um das Praktikantenprogramm zu verbessern, namentlich über Partnerschaften mit Organisa-
tionen, die die Amtssprachen der Vereinten Nationen fördern; 
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 96. stellt in dieser Hinsicht außerdem fest, dass die jüngsten Anstrengungen zur Unterzeichnung 
von Vereinbarungen und Kooperationsabkommen mit zwei Universitäten in Afrika geführt haben und dass 
eine Vereinbarung mit einer lateinamerikanischen Einrichtung unterzeichnet worden ist; 

 97. begrüßt die zwischen der Organisation und 22 Universitäten bestehenden Vereinbarungen als 
Möglichkeit, die Ausbildung von Sprachfachkräften zu stärken, um die Rekrutierung qualifizierten Sprach-
personals zu verbessern, und ersucht den Generalsekretär, seine Anstrengungen fortzusetzen, die angemes-
sene Zahl von Vereinbarungen zu bewerten, um den Bedarf der Organisation zu decken; 

 98. ersucht den Generalsekretär, weitere konzertierte Anstrengungen zur Förderung von Kontakt-
programmen, wie Trainee- und Praktikumsprogrammen, zu unternehmen und innovative Wege zur stärke-
ren Bekanntmachung dieser Programme zu beschreiten, namentlich durch Partnerschaften mit den Mit-
gliedstaaten, den zuständigen internationalen Organisationen und den Sprachausbildungseinrichtungen in 
allen Regionen, insbesondere zur Schließung der großen Lücke in Afrika und Lateinamerika, und der Gene-
ralversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 99. stellt fest, dass das „Afrikanische Projekt“ darauf zielt, durch Kompetenzzentren auf dem afri-
kanischen Kontinent Postgraduiertenprogramme an Universitäten im Bereich Übersetzen, Konferenzdol-
metschen und Behördendolmetschen einzurichten, und ersucht den Generalsekretär, weiterhin über die Er-
folge dieses Projekts Bericht zu erstatten; 

 100. ersucht die Hauptabteilung Generalversammlung und Konferenzmanagement, sich in Zusam-
menarbeit mit dem Bereich Personalmanagement weiter verstärkt darum zu bemühen, Beschäftigungs- und 
Praktikumsmöglichkeiten in den Sprachendiensten an den vier Hauptdienstorten in allen Mitgliedstaaten 
besser bekannt zu machen; 

 101. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den positiven Erfahrungen mit Traineeprogrammen am 
Amtssitz und im Büro der Vereinten Nationen in Wien, durch die Nachwuchskräfte in den Übersetzungs- 
und Dolmetschdiensten der Vereinten Nationen ausgebildet werden und ihr Interesse an einer Beschäfti-
gung in diesen Diensten gefördert wird, während der Pool qualifizierter Sprachfachkräfte mit für die Nach-
folgeplanung kritischen Sprachenkombinationen erweitert wird, und ersucht den Generalsekretär, die Initia-
tive weiterzuentwickeln, auf alle Dienstorte auszuweiten und der Generalversammlung auf ihrer neunund-
sechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 102. stellt fest, dass die von den Sanktionsausschüssen des Sicherheitsrats aufgestellten Listen der 
Personen und Einrichtungen, die Sanktionen unterliegen, noch nicht in alle sechs Amtssprachen übersetzt 
wurden, empfiehlt der Informellen Arbeitsgruppe des Sicherheitsrats für Dokumentation und andere Ver-
fahrensfragen erneut, sich genauer mit der Praxis bei der Herausgabe dieser Listen, einschließlich ihrer 
Übersetzung, zu befassen, und ersucht den Generalsekretär, auf der neunundsechzigsten Tagung der Gene-
ralversammlung darüber Bericht zu erstatten; 

 103. ersucht den Generalsekretär, von inhaltlichen Änderungen am vereinbarten Wortlaut sowohl 
von Resolutionsentwürfen als auch verabschiedeten Resolutionen abzusehen und der Generalversammlung 
auf ihrer neunundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten, namentlich über die Maßnahmen zur 
Steigerung der Qualität, der Effizienz und der Kostenwirksamkeit der Redaktionsdienste im Rahmen der 
vorhandenen Ressourcen. 

RESOLUTION 68/252 

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 27. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/690, Ziff. 7). 

68/252. Personalmanagement 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Artikel 8, 97, 100 und 101 der Charta der Vereinten Nationen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/222 A und B vom 23. Dezember 1994 beziehungswei-
se 20. Juli 1995, 51/226 vom 3. April 1997, 52/219 vom 22. Dezember 1997, 52/252 vom 8. September 
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